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5. XII. 23 
X III ZB 45/22

13.
6. XII. 23 
XII ZB 485/21

a) Einer ordnungsgemäßen, zeitnah erstellten Dokumen­
tation in Papierform, die keinen Anhalt für Veränderungen, 
Verfälschungen oder Widersprüchlichkeiten bietet, kommt 
zugunsten der Behandlungsseite Indizwirkung zu, die im 
Rahmen der freien tatrichterlichen Beweiswürdigung nach 
§ 286 Abs. 1 ZPO zu berücksichtigen ist.
b) In die Beweiswürdigung sind alle vom Beweisgegner vor­
gebrachten Gesichtspunkte einzubeziehen. Der Beweisgegner 
muss nicht die inhaltliche Richtigkeit der Dokumentation 
widerlegen. Ihm obliegt nicht der Beweis des Gegenteils. 
Vielmehr genügt es, wenn er Umstände dartut, die bleibende 
Zweifel daran begründen, dass das Dokumentierte der Wahr­
heit entspricht, das Beweisergebnis also keine Überzeugung 
im Sinne von § 286 ZPO rechtfertigt. So verhält es sich insbe­
sondere, wenn der Beweisgegner Umstände aufzeigt, die den 
Indizwert -  die abstrakte Beweiskraft -  der Dokumentation 
in Frage stellen.
c) An dem erforderlichen Indizwert der Dokumentation fehlt
cs dann, wenn der Dokumentierende Umstände in der Patien­
tenakte festgehalcen hat, die sich zu Lasten des im konkreten 
Fall in Anspruch genommenen Mitbehandlers (Beweisgeg­
ners) auswirken, und nicht ausgeschlossen werden kann, dass 
dies aus eigenem Interesse an einer Vermeidung oder Verrin­
gerung der eigenen Haftung erfolgt ist......................................... 150

Ein Haftantrag unterliegt keinem gesetzlichen Schriftformer- 
fordernis gemäß § 14b Abs. 1 Fam FG und muss von der beteilig­
ten Behörde nicht als elektronisches Dokument an das Amtsge­
richt übermittelt werden. Er kann gemäß § 14b Abs. 2 Fam FG 
nach den allgemeinen Vorschriften eingereicht werden...........  162

a) Die Ersetzung der Einwilligung des Vaters in die Adoption 
nach § 1748 Abs. 4 BGB verlangt ähnlich § 1748 Abs. 1 bis 
3 BGB eine Berücksichtigung von dessen Vorverhalten. Eine 
Ersetzung der Einwilligung kommt nur dann in Betracht, 
wenn der Vater das Scheitern eines Eltern-Kind-Verhältnisses 
zu verannvorten hat und die Adoption einen so erheblichen 
Vorteil für das Kind bieten würde, dass ein sich verständig 
um sein Kind sorgender Eltemteil auf der Erhaltung des Ver­
wandtschaftsbandes nicht bestehen würde.
b) Bei der Abwägung der Kindesbelange mit dem Elternrecht 
des leiblichen Vaters ist zu beachten, dass die Adoption nicht 
(mehr) zwangsläufig mit einem Kontaktabbruch zwischen 
leiblichem Vater und Kind verbunden ist.
c) Auch wenn dem Vater nur ein weniger schweres Fehlver­
halten gegenüber dem Kind vorzuwerfen ist, kann die Erset­
zung der Einwilligung geboten sein, wenn er auf Dauer nicht 
für eine Übertragung des Sorgerechts in Betracht kommt.
D ie Möglichkeit einer Dauerverbleibensanordnung kann das 
durch eine Adoption rechdich verfestigte und dauerhafte El- 
tern-Kind-Verhältnis dann nicht ersetzen.



14.
7. XII. 23 
VII ZR 231/22

15.
20. XII. 23 
XII ZB 117/23

d) Ist eine gerichtliche Anhörung des Kindes insbesondere 
mit Rücksicht auf dessen Alter durchführbar, darf sie in einer 
Adoptionssache nicht deswegen unterbleiben, weil das Kind 
nicht darüber informiert ist, dass es von seinen sozialen Ekern 
abweichende (leibliche) Eltern hat......................... ....................... 166

Verpflichtet sich der Veräußerer eines Grundstücksanteils 
in einem Bauträgervertrag zur Errichtung einer Eigentums­
wohnung, verjährt sein einheitlich für Grundstücksanteil und 
Eigentumswohnung vereinbarter Vergütungsanspruch gemäß 
§ 196 BGB in zehn Jahren...............................................................  181

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird zur Ausle­
gung von Art. 8 der Verordnung (EU ) Nr. 1259/2010 des Ra­
tes vom 20. Dezember 2010 zur Durchführung einer Verstärk­
ten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendenden 
Rechts (Rom III-VO) folgende Frage zur Vorabentscheidung 
vorgelegt:
Nach welchen Kriterien ist der gewöhnliche Aufenthalt der 
Ehegatten iSv Art. 8 lit. a und b Rom III-VO zu bestimmen, 
insbesondere
-  beeinflusst die Entsendung als Diplomat die Annahme eines 
gewöhnlichen Aufenthalts im Empfangsstaat oder steht sie ei­
ner solchen sogar entgegen?
-  muss die physische Präsenz der Ehegatten in einem Staat 
von gewisser Dauer gewesen sein, bevor davon ausgegangen 
werden kann, dass dort ein gewöhnlicher Aufenthalt begrün­
det wurde?
-  setzt die Begründung eines gewöhnlichen Aufenthalts ein
gewisses Maß an sozialer und familiärer Integration in dem 
betreffenden Staat voraus ?..............................................................  190
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